
Betrifft: Standorterweiterung und Verlegung der Betriebsstätte der bestehenden öffentlichen 
Tullnerfeld Apotheke in 3451 Pixendorf – Mag. pharm. Dr. Katharina Schaufler 
 
Kundmachung auf der Homepage der Österreichischen Apothekerkammer vom 12. August 
2025 
 
Zahl: TUA5-S-1421/008 
 

Die Bezirkshauptmannschaft Tulln ersucht um Kundmachung gem. § 48 
Apothekengesetz aufgrund des Antrages um Standorterweiterung und Verlegung der 
Betriebsstätte vom 18.07.2025. 
 
Frau Mag. pharm. Dr. Katharina Schaufler, Konzessionärin der bestehenden 
öffentlichen Apotheke „Tullnerfeld Apotheke Dr. Schaufler KG“, Bahnhofsring 48, 3451 
Pixendorf, rechtsfreundlich vertreten durch Mayer Hermann Rechtsanwälte, 
Baumannstraße 9/8, 1030 Wien, beantragt gemäß § 14 Abs. 3 Apothekengesetz (ApG) 
die Bewilligung der Verlegung einer öffentlichen Apotheke von dem Standort 3451 
Pixendorf, Bahnhofsring 48, an den neuen Standort: 
 
 „Gebiet in 3451Pixendorf, beginnend von der derzeitigen Betriebsstätte in 
Bahnhofsring 48, 3451 Pixendorf dieser südlich folgend bis zur Einmündung Annaweg 
und dieser folgend bis zur Hausnummer 1 (inklusive der Liegenschaften EZ 536, EZ 
128, sowie EZ 548, jeweils KG 20164 Pixendorf, Bezirksgericht Tulln), sämtliche 
Straßenzüge beidseitig, die Adresse Annaweg 1, 3451 Pixendorf eingeschlossen. 
 
Dies unter Genehmigung der Verlegung der Betriebsstätte an die Adresse Annaweg 1, 
3451 Pixendorf (inklusive der Liegenschaften EZ 536 und EZ 128, jeweils KG 20164 
Pixendorf, Bezirksgericht Tulln)." 
 
 
Gemäß § 48 Abs. 2 ApG haben folgende Personen Parteistellung:   

 

• Konzessionsinhaber  

• bei als Personengesellschaft betriebenen öffentlichen Apotheken die Gesellschaft, 

vertreten durch den Konzessionsinhaber;   

• Pächter;  

• Fortbetriebsberechtigte gemäß § 15 Abs. 2;  

• Insolvenzverwalter:  

• behördlich bestellte verantwortliche Leiter;  

• gemäß § 29 Abs. 3 und 4 betroffene Ärzte;  

• Mitbewerber;  

• mit der Vertretung der Verlassenschaft betraute Personen 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass jene Personen, welchen Parteistellung zukommt,  



innerhalb von sechs Wochen (ab dem Tag der Kundmachung) Einwendungen 

gegen bei der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde einbringen können. 

 

Die Parteistellung erlischt, sofern Einwendungen nicht rechtzeitig erhoben werden. 

 

 


